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Brandenburg: Wahlhelfer der Grünen
Opfer eines gewalttätigen Übergriffs

In Brandenburg wurde ein Wahlhelfer der Grünen während
der Verteilung von Flyern angegriffen und ausgeraubt. Der

Täter entkam.

Ein Vorfall in Hohen Neuendorf, nördlich von Berlin, hat die
öffentliche Diskussion über die Sicherheit politisch aktiver
Bürger angestoßen. Am Dienstagvormittag, um 11:30 Uhr,
wurde ein 68-jähriger Wahlhelfer der Grünen während seiner
Tätigkeit angegriffen und beraubt. Dies geschah während er
Flyer für seine Partei verteilte.

Angriffe auf politisch Engagierte nehmen zu

Die Polizei hat in den letzten Monaten eine signifikante Zunahme
von Übergriffen auf Politiker in Brandenburg festgestellt. Im
Zeitraum von Januar bis März 2023 wurden insgesamt 75
politisch motivierte Straftaten gezählt, ein Anstieg um über ein
Drittel im Vergleich zu denselben Monaten des Vorjahres. Diese
Statistiken alarmieren nicht nur die Polizei, sondern auch die
Gesellschaft insgesamt, da sie ein zunehmendes Gefühl der
Unsicherheit unter politisch Aktiven hervorrufen.

Reaktion der Grünen

Anne Schumacher, die Sprecherin des Kreisvorstandes von
Bündnis 90/Grüne, äußerte sich entsetzt über den Vorfall und
bezeichnete den Angriff als «feigen Übergriff». Sie betonte, dass
Gewalt gegen politisch Aktive inakzeptabel sei und dass solche
Taten die demokratischen Werte der Gesellschaft untergraben.



Der 68-Jährige erlitt bei dem Übergriff leichte Verletzungen, und
der Täter, ein unbekannter Mann, flüchtete mit der Tasche des
Opfers.

Bedeutung für die politische Kultur

Der Vorfall wirft ein Schlaglicht auf die Herausforderungen, mit
denen viele politische Aktivisten in Deutschland konfrontiert
sind. In einer Zeit, in der der politische Diskurs polarisiert ist,
erleben viele Menschen, die sich für ihre Überzeugungen
einsetzen, zunehmend Gewalt und Einschüchterungen. Diese
Tendenz ist nicht nur besorgniserregend für die Betroffenen,
sondern stellt auch eine Bedrohung für die demokratische
Teilhabe und den offenen Austausch von Ideen dar.

Vorangegangene Vorfälle und Forderungen
nach stärkeren Maßnahmen

Der Übergriff auf den Wahlhelfer erinnert an ähnliche Vorfälle,
wie den rassistisch motivierten Angriff auf die CDU-Politikerin
Adeline Abimnwi Awemo während des Landtagswahlkampfs.
Solche Ereignisse haben die Innenminister dazu veranlasst, über
härtere Strafen für Angriffe auf politische Akteure
nachzudenken. Der anhaltende Druck zur Gewährleistung des
Schutzes für politische Engagierte ist größer denn je,
insbesondere im Kontext der bevorstehenden Landtagswahlen in
Brandenburg am 22. September.

Die Entwicklung der politischen Landschaft in Brandenburg und
die zunehmende Gewalt gegen engagierte Bürger stellen eine
Herausforderung dar, die sowohl Regierung als auch
Gesellschaft in den kommenden Monaten bewältigen müssen. Es
bleibt zu hoffen, dass derartige Vorfälle nicht nur verurteilt,
sondern auch zu konkreten Maßnahmen führen, die die
Sicherheit für alle politischen Akteure gewährleisten.



Details
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